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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 1. März 1971 

1/4 (IV/1) - 68070 - E - Ag 5/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage 

Entwurf einer Entschließung des Rates über die neue Aus- 
richtung der gemeinsamen Agrarpolitik und Mitteilung. 

Der Entschließungsentwurf und die Mitteilung sind mit 
Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaft vom 15. Februar 1971 dem Herrn Präsi- 
denten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 


Brandt 


Drude: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Waditberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Entwurf einer Entschließung des Rates 
über die neue Ausrichtung der gemeinsamen Agrarpolitik 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

in dem Bestreben, die erforderlichen Voraus- 
setzungen zu schaffen, um den Landwirten Lebens- 
bedingungen* und ein Einkommen zu sichern, die den 
in der Gesellschaft herrschenden vergleichbar sind, 

beunruhigt über den erheblichen und wachsenden 
Rückstand in der Entwicklung der sozioökonomi- 
schen Lage der landwirtschaftlichen Erwerbsperso- 
nen im Verhältnis zu der der anderen Sozial- und 
Berufsgruppen, 

in der Feststellung, daß die grundlegenden Pro- 
bleme der Landwirtschaft durch die Markt- und 
Preispolitik allein nicht in geeigneter Weise gelöst 
werden können, 

gestützt auf den Entwurf der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

erkennt an, daß eine enge Verbindung zwischen 
der Agrarstrukturpolitik, der Marktordnungs- und 
Preispolitik für Agrarerzeugnisse und der Wettbe- 
werbspolitik auf dem Gebiet der Beihilfen herge- 
stellt werden muß; 

vertritt die Auffassung, daß zur Erreichung der in 
Artikel 39 des Vertrages festgelegten Ziele gemein- 
same strukturpolitische Maßnahmen ergriffen wer- 
den müssen, um die Ursachen der ungünstigen Lage 
der Landwirtschaft zu beseitigen; 

betont, daß eine Verbindung zwischen der Agrar- 
strukturpolitik und der Politik der Gemeinschaft in 
anderen Bereichen, insbesondere der allgemeinen 
Wirtschaftspolitik, der Regional- und der Sozial- 
politik bestehen muß; er ist insbesondere der Auf- 
fassung, daß die gemeinsamen agrarpolitischen Maß- 
nahmen mit Maßnahmen zur Förderung der Schaf- 
fung neuer Arbeitsplätze in Regionen mit stark über- 
schüssiger landwirtschaftlicher Erwerbsbevölkerung 
verbunden sein müssen - 

KOMMT WIE FOLGT ÜBEREIN: 

I. Preispolitische Maßnahmen bei Agrarerzeugnissen 

Bei den Agrarerzeugnissen werden für das Wirt- 
schaftsjahr 1971/1972 folgende preispolitische Maß- 
nahmen beschlossen: 

Getreide 

— Erhöhung des Richtpreises für Weichweizen um 
2 °/o; Beibehaltung des bisherigen Interventions- 
preises; 

— Erhöhung des Richtpreises und des Grundinter- 
ventionspreises für Gerste um 5%; 


— Erhöhung der geltenden monatlichen Zuschläge 
um 10 °/o; 

— Beginn des Interventionszeitraums für Weich- 
weizen, Hartweizen und Roggen am 1. Septem- 
ber, für Gerste am 1. Oktober und für Mais am 
1. November; die Intervention erfolgt zum Inter- 
ventionspreis zuzüglich eines monatlich gestaffel- 
ten Zuschlags. 

Reis 

— Erhöhung des Richtpreises für geschälten Reis 
um 0,73 RE/100 kg (d. h. 3,8 %), um den Kosten 
für die Verarbeitung von Rohreis zu geschältem 
Reis Rechnung zu tragen; 

— eine Erhöhung der Differenz zwischen dem Inter- 
ventionspreis und dem Richtpreis erscheint wün- 
schenswert, um das Marktgeschehen beweglicher 
zu gestalten; dies könnte durch eine Senkung des 
Interventionspreises für Rohreis um 0,40 RE/ 
100 kg (d. h. 3,2 °/o) erreicht werden; 

— Erhöhung der geltenden monatlichen Zuschläge 
um 10%; 

— Beginn des Interventionszeitraums am 1. Novem- 
ber. 

Milch 

— Erhöhung des Richtpreises von 10,30 auf 10,80 
RE/100 kg (d. h. 5%); 

— hierzu wird der Interventionspreis der Erzeug- 
nisse für den Proteinbestand der Milch (Milch- 
pulver, Käse) erhöht; Erhöhung der Beihilfe für 
Futtermittel um die Hälfte der Auswirkung der 
Richtpreiserhöhung, 

Rindfleisch 

— Erhöhung des Orientierungspreises für ausge- 
wachsene Rinder für die Wirtschaftsjahre 1971/72 
und 1972/73 um 5°/o, d. h. 71,40 RE/100 kg im 
Wirtschaftsjahr 1971/72 und. 75, 00 RE/100 kg im 
Wirtschaftsjahr 1972/73; 

— zur Förderung der Rindfleischproduktion und als 
Anreiz für die Umstellung der Milcherzeugung 
auf die Fleischerzeugung wird eine Prämie für 
jedes Kalb gewährt, das lebensfähig oder nicht 
lebensfähig von einer Kuh geboren wird, die 
durch einen reinrassigen Bullen gedeckt oder 
künstlich befruchtet wurde, für den bei Nach- 
prüfungen über seine Nachkommenschaft durch 
eine von dem betreffenden Mitgliedstaat aner- 
kannte zuständige Stelle eine Verbesserung der 
Fleischqualität der Nachkommenschaft festgestellt 
wurde. Der Einheitsbetrag dieser Prämie wird 
auf 15 RE festgesetzt, kann aber unter Umstän- 
den unterschiedlich sein, je nachdem, ob es sich 
um ein männliches oder weibliches Kalb handelt. 
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Zucker 

— - grundsätzliche Herabsetzung der Garantiemenge 
auf den gegenwärtigen Verbrauch, jedoch ohne 
Überschreitung der Summe der Grundquoten; 

— weitere Anpassungen des Weißzuckerpreises und 
der Marktorganisation, um einigen technischen 
Aspekten Rechnung zu tragen, unter Beibehal- 
tung des Mindestpreises für Zuckerrüben. 

Ölsaaten 

— Beibehaltung des Preisniveaus in den Anbauge- 
bieten, jedoch Anpassung der Regionalisierung. 

Sonstige Erzeugnisse 

— Beibehaltung der Preise für die sonstigen Agrar- 
erzeugnisse. 

II. Gemeinsame Maßnahmen auf strukturellem 
Gebiet 

Um die in Artikel 39 des Vertrages festgelegten 
Ziele zu erreichen, kommt der Rat überein, gemein- 
same Maßnahmen im Sinne des Artikels 6 der Ver- 
ordnung Nr. 729/70/EWG des Rates über die Finan- 
zierung der gemeinsamen Agrarpolitik zu treffen. 
Diese gemeinsamen Maßnahmen stützen sich auf 
gemeinschaftliche Kriterien. Sie werden in Form von 
Rechts- oder Verwaltungsvorschriften der Mitglied- 
staaten verwirklicht. 

Die Mitgliedstaaten können im Rahmen von Ge- 
meinschaftsbestimmungen 

— den Betrag der im Rahmen dieser Maßnahmen 
vorgesehenen finanziellen Anreize regional 
unterschiedlich festsetzen; 

— in einigen ihrer Regionen die vorgesehenen Maß- 
nahmen ganz oder teilweise nicht anwenden. 

Die gemeinsamen Maßnahmen umfassen insbeson- 
dere: 

1 . Maßnahmen zugunsten von Personen, die die 
landwirtschaftliche Tätigkeit auf geben möchten 

a) Die Mitgliedstaaten führen ein Beihilfen- 
system zugunsten von Landwirten, die Eigen- 
tümer oder Nicht-Eigentümer sind, unter der 
Bedingung ein, daß diese die landwirtschaft- 
liche Tätigkeit aufgeben und daß sie bereit 
sind, die von ihnen bewirtschafteten land- 
wirtschaftlichen Flächen für Betriebe, die 
modernisiert werden, oder für nicht landwirt- 
schaftliche Zwecke zur Verfügung zu stellen. 

Dieses Beihilfensystem besteht in einem Aus- 
gleich für den Beitrag zur Strukturverbesse- 
rung. 

Dieser Ausgleich umfaßt 

— für Vollerwerbslandwirte im Alter von 
über 55 Jahren und unter gewissen Be- 
dingungen für die mit ihnen arbeitenden 
Personen dieser Altersstufe eine jährliche 
Einkommensausgleichszahlung in Höhe 


von mindestens 1000 RE. Die Mitglied- 
staaten können ermächtigt werden, diese 
Ausgleichszahlung durch einen Pauschal- 
betrag zu ersetzen; 

— für Landwirte im Alter von weniger als 
55 Jahren eine einmalige Prämie, die sich 
nach der freigesetzten landwirtschaftlichen 
Fläche bemißt. 

b) Die Mitgliedstaaten führen für Landwirte, die 
eine außerlandwirtschaftliche Tätigkeit aus- 
üben möchten, ein Beihilfensystem ein, das 
Berufsumschulungsbeihilfen und eine Ein- 
kommensgarantie während des Umschulungs- 
zeitraums umfaßt. Der erneuerte Sozialfonds 
wird sich an der Finanzierung der Kosten 
dieser Maßnahmen beteiligen. 

c) Die Mitgliedstaaten führen ein Stipendien- 
system für die Kinder von“ Landwirten ein, 
die die landwirtschaftliche Tätigkeit aufgeben. 

2. Maßnahmen zugunsten von Personen, die in der 

Landwirtschaft verbleiben 

a) Die Mitgliedstaaten führen ein selektives 
Beihilfensystem für diejenigen Vollerwerbs- 
landwirte ein, die eine ausreichende Berufs- 
befähigung besitzen und deren Betriebsent- 
wicklungsplan genehmigt ist. 

Die Vorlage des Betriebsentwicklungsplans 
wird nicht von der Bedingung abhängig ge- 
macht, daß der Betrieb zu Anfang eine Min- 
destgröße besitzt. Jedoch muß mit diesem 
Plan nachgewiesen werden, daß bei seinem 
Abschluß nach einem Zeitraum von sechs 
Jahren, der in gewissen Gebieten verlängert 
werden kann, der zu modernisierende Betrieb 
in der Lage ist, für mindestens zwei Voll-AK 
einen bereinigten Betriebsertrag zu erzielen, 
für den von den Mitgliedstaaten unter Be- 
rücksichtigung der Art der geplanten Produk- 
tion und der regionalen Produktionsbedin- 
gungen ein Betrag zwischen 10 000 RE und 
12 500 RE je Arbeitseinheit festgesetzt wird. 

In gewissen Gebieten, deren strukturelle 
Merkmale im Vergleich zur durchschnittlichen 
Lage der Landwirtschaft in der Gemeinschaft 
einen spürbaren Rückstand aufweisen, kön- 
nen die Mitgliedstaaten durch ein Gemein- 
schaftsverfahren ermächtigt werden, in einer 
ersten Zeit, einen bereinigten Betriebsertrag 
festzusetzen, der unter dem oben genannten 
Mindestbetrag liegt und den jeweiligen Ver- 
hältnissen in diesen Gebieten Rechnung trägt, 
sofern es als erwiesen gilt, daß dieser Ertrag 
es den Landwirten ermöglicht, während die- 
ses Zeitraums ein Einkommen zu erzielen, 
das dem der nichtlandwirtschaftlichen Tätig- 
keiten in diesen Gebieten vergleichbar ist. 

Diese Förderungsmaßnahmen umfassen 

— für diese Betriebe die Bereitstellung der 
im Rahmen der gemeinsamen Maßnahmen 
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zur Einstellung der landwirtschaftlichen 
Tätigkeit freigesetzten landwirtschaft- 
lichen Flächen, soweit sie weiterhin land- 
wirtschaftlich genutzt werden; 

— eine finanzielle Beihilfe in Form von 
Zinsvergütungen für die Investitionen, die 
für die Durchführung des Entwicklungs- 
plans notwendig sind, mit Ausnahme des 
Kaufs von Ländereien. Die Zinsvergütung 
beträgt höchstens 6 v.H. Der zu Lasten 
des Begünstigten verbleibende Zinssatz 
muß mindestens 2 v.H. betragen; 

— eine Bürgschaft für die aufgenommenen 
Darlehen, soweit keine ausreichenden 
dinglichen und persönlichen Sicherheiten 
vorhanden sind; 

— eine degressive Einkommensausgleichs- 
zahlung während höchstens der Laufzeit 
des Entwicklungsplans; 

— eine Produktionsausrichtungsprämie wäh- 
rend eines begrenzten Zeitraums für die 
Betriebe, die modernisiert werden und 
sich auf die Rind- oder Schaffleischpro- 
duktion ausrichten. 

Außerdem werden die Mitgliedstaaten ent- 
weder ein Beihilfensystem, das für alle Eigen- 
tümer gilt, die das Land für mindestens 18 
Jahre an diese Betriebe, die modernisiert 
werden, verpachten, oder andere Maßnah- 
men gleicher Wirkung einführen. 

b) Die Mitgliedstaaten gewähren personenge- 
bundene Beihilfen in Höhe eines Pauschalbe- 
trages von 400 RE im Jahr zugunsten von 
Vollerwerbslandwirten im Alter von 45 bis 
55 Jahren, die einen diesbezüglichen Antrag 
stellen und die 

— ihren Betrieb allein oder mit ihrem Ehe- 
gatten bewirtschaften; 

— nicht in den Genuß der Anreize zur Mo- 
dernisierung der Betriebe gelangen kön- 
nen und nicht in der Lage sind, auf einen 
anderen Beruf überzuwechseln; 

— sich verpflichten, die landwirtschaftliche 
Tätigkeit spätestens mit 55 Jahren aufzu- 
geben und ihre Ländereien für Betriebe, 
die modernisiert werden, oder für nicht- 
landwirtschaftliche Zwecke zur Verfügung 
zu stellen. 

3. Maßnahmen zur Förderung der Aufklärung und 
der Berufsausbildung der Landwirte 

Die Mitgliedstaaten führen ein System ein zur 
Förderung 

— der Einrichtung oder Entwicklung von Stel- 
len, die den in der Landwirtschaft Beschäftig- 
ten die Informationen und Ratschläge ertei- 
len sollen, die sie zur Entscheidung über 
ihre berufliche Zukunft benötigen können; 


hierunter fällt auch die Ausbildung und Fort- 
bildung von sozioökonomischen Fachbera- 
tern; 

— der Berufsausbildung und beruflichen Fort- 
bildung von in der Landwirtschaft beschäf- 
tigten Personen, die ihre landwirtschaftliche 
Tätigkeit weiterhin ausüben; 

— der Buchführung der landwirtschaftlichen Be- 
triebe. 

4. Maßnahmen zur Verbesserung der Vermarktung 
der landwirtschaftlichen Erzeugnisse 

a) Die Mitgliedstaaten führen ein Beihilfen- 
system für Erzeugergemeinschaften und ihre 
Zusammenschlüsse ein, die gemeinsame Pro- 
duktions- und Absatzregeln anwenden. Die- 
ses System umfaßt 

— eine Starthilfe; 

— eine Beihilfe zu Investitionen, die für die 
Anwendung der gemeinsamen Produk- 
tions- und Absatzvorschriften notwendig 
sind, in Form von Zinsvergütungen bis zu 
6 v.H. Der zu Lasten des Begünstigten 
verbleibende Zinssatz muß mindestens 
2 v.H. betragen; 

— eine Bürgschaft für aufgenommene Dar- 
lehen in den Fällen, in denen die ding- 
liche Sicherheit nicht ausreicht. 

b) Die Kommission wird aufgefordert, die Pro- 
bleme weiterhin zu untersuchen, die sich auf 
dem Gebiet der Vermarktung und der Ver- 
arbeitung landwirtschaftlicher Erzeugnisse er- 
geben, und gegebenenfalls Vorschläge zu un- 
terbreiten, um die Ziele des Artikels 39 des 
Vertrages zu erreichen. 

Bis zur Durchführung der gemeinsamen Maß- 
nahmen setzt die Kommission gemäß Artikel 6 
Abs. 4 der Verordnung Nr. 729/70 die Finan- 
zierung der Vorhaben im Sinne der Verord- 
nung Nr. 17/64/EWG fort, wobei das bisheri- 
ge Verhältnis zwischen der Gemeinschafts- 
finanzierung von Vorhaben zur Verbesserung 
der Produktionseinrichtungen und der Ge- 
meinschaftsfinanzierung von Vorhaben zur 
Verbesserung der Vermarktungseinrichtungen 
gewahrt bleibt. 

III. Zu einem späteren Zeitpunkt durchführende 
Maßnahmen 

Die Mitgliedstaaten treffen alle vorbeugenden 
Maßnahmen, die geeignet sind, die Ausdehnung der 
landwirtschaftlich genutzten Flächen zu verhindern. 

Hinsichtlich der Maßnahmen über die Verwendung 
der freigesetzten landwirtschaftlichen Nutzflächen 
für nichtlandwirtschaftliche Zwecke führen die Mit- 
gliedstaaten folgendes durch; 

— Ausarbeitung regionaler Aufforstungs-, Erho- 
lungs- und Gesundheitsförderungsprogramme, 
die spätestens am 1. Januar 1974 in Kraft treten; 
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— ein Beihilfensystem zugunsten der Eigentümer, j 
die sich verpflichten, im Rahmen dieser Pro- 
gramme ihre landwirtschaftlichen Nutzflächen 
für nichtlandwirtschaftliche Zwecke zur Verfü- 
gung zu stellen. 

IV. Finanzielle Beteiligung des EAGFL 

Zur finanziellen Beteiligung der Gemeinschaft an 
der Finanzierung der mit der Durchführung der ge- 
meinsamen Maßnahmen verbundenen gesamten Ko- 
sten wird für die Gemeinschaft insgesamt ein Be- 
trag von durchschnittlich 50 v.H. zugrunde gelegt. 
Diese Beteiligung wird jedoch bei Ausgaben in wirt- 
schaftlich benachteiligten Gebieten wesentlich höher 
sein; der Unterschied zwischen dem Betrag an der 
finanziellen Beteiligung in wirtschaftlich benach- 
teiligten Gebieten und dem der finanziellen Beteili- 
gung in den anderen Gebieten beträgt 50. 

Der Rat beschließt auf Vorschlag der Kommission 
die Kriterien für die Festlegung der wirtschaftlich 
benachteiligten Gebiete. Vom EAGFL können Ab- 
schlagszahlungen geleistet werden. 

V. Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik 

Im Rahmen der Anwendung des Beschlusses vom 
21. April 1970 über die mehrjährige finanzielle Vor- 
ausschau verpflichtet sich der Rat, einer jährlichen 
Aufstockung der für den EAGFL verfügbaren Mittel 
um 5 °/o zuzustimmen. 

Der Rat erklärt sich damit einverstanden, die Mög- 
lichkeiten einer Intervention der Abteilung Aus- 
richtung schrittweise zu erhöhen, um die finanzielle 
Beteiligung der Gemeinschaft an der Durchführung 
der in dieser Entschließung aufgeführten Struktur- 
maßnahmen in der vorgesehenen Weise zu ermög- 
lichen. 

Die voraussichtlichen Gesamtkosten werden für den 
Fall, daß die Mitgliedstaaten sämtliche vorgesehe- 
nen Maßnahmen auf ihrem gesamten Gebiet in vol- 
lem Umfang durchführen, auf 300 Millionen RE im 
Jahre 1972 und 2500 Millionen RE im Jahre 1977 
veranschlagt; das bedeutet eine finanzielle Beteili- 
gung der Abteilung Ausrichtung in Höhe von 150 
Millionen RE im Jahre 1972 und in Höhe von 1250 
Millionen RE im Jahre 1977. 

Um eine solche Finanzierung zu ermöglichen, wird 
der Rat auf Vorschlag der Kommission gegebenen- 
falls die geeigneten wirtschaftlichen Maßnahmen 
treffen. 


VI. Ubergangsbeihilfen für Investitionen 

Die Mitgliedstaaten können Landwirten im Alter 
von weniger als 55 Jahren Übergangsbeihilfen für 
Investitionen ohne finanzielle Beteiligung der Ge- 
meinschaft gewähren, soweit diese weder Investi- 
tionsbeihilfen im Rahmen der gemeinsamen Maß- 
nahmen noch personengebundene Beihilfen erhalten. 
Diese Beihilfen können während eines Anfangszeit- 
raums von fünf Jahren gewährt werden, und zwar 
in Form von Zinsvergütungen, die für höchstens 
10 Jahre und für eine Investition von höchstens 
5000 RE gültig sind. 

VII. Beihilfenpolitik in der Landwirtschaft 

A. Sobald die Gemeinschaftsbestimmungen über die 
gemeinsamen Maßnahmen erlassen sind, werden 
bestimmte Arten von Beihilfen, die den Ziel- 
setzungen der gemeinsamen Maßnahmen zu- 
widerlaufen, verboten sein. 

B. Der Rat nimmt den Beschluß der Kommission zur 
Kenntnis, gemäß Artikel 93 des Vertrages sämt- 
liche Beihilfen unter Zugrundelegung folgender 
Leitlinien zu überprüfen: 

a) Harmonisierung der Investitionsbeihilfen, 

b) Abschaffung aller anderen Beihilfen, die sich 
auf die Produktionskosten auswirken, 

c) Ausarbeitung gemeinsamer Kriterien, die bei 
der Beurteilung der allgemeinen Beihilfen- 
systeme unter Berücksichtigung der Ausrich- 
tung und Entwicklung der gemeinsamen 
Agrarpolitik anzuwenden sind. 

VIII. Konzertierte Entwicklung der gemeinsamen 
Agrarpolitik und der Politik der Gemeinschaft 
in anderen Bereichen 

Es ist erforderlich, daß schnelle Fortschritte in der 
Entwicklung anderer Politiken der Gemeinschaft er- 
zielt werden, und zwar insbesondere in der Wirt- 
schafts- und Währungsunion, der Regionalpolitik 
und der Sozialpolitik. Diese Fortschritte würden in 
substantieller Weise zur Verwirklichung der Reform 
der Landwirtschaft beitragen. 

Insbesondere kommt der Rat überein, daß die Mit- 
gliedstaaten und die Gemeinschaft ein System zur 
Förderung der Regionalentwicklung einführen, das 
die Schaffung von Arbeitsplätzen vor allem in Ge- 
bieten mit stark überschüssiger landwirtschaftlicher 
Erwerbsbevölkerung begünstigt. Auf dem Gebiet 
der Sozialpolitik muß der erneuerte Sozialfonds mit 
ausreichenden Mitteln ausgestattet werden, um zur 
Berufsumschulung von Landwirten beizutragen, die 
einen anderen Beruf ausüben möchten. 
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Mitteilung 


1 . In dem Memorandum über die Reform der Land- 
wirtschaft in der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft, das am 21. Dezember 1968 dem Rat vorge- 
legt wurde, hat die Kommission aufgezeigt, daß die 
wirtschaftliche und soziale Lage der Landwirtschaft 
trotz der Bemühungen der Landwirte um eine Stei- 
gerung ihrer Produktivität und ungeachtet der so- 
wohl von den Mitgliedstaaten als auch von der 
Gemeinschaft gewährten Unterstützung im Ver- 
gleich zu den anderen Wirtschaftszweigen außer- 
ordentlich ungünstig ist. Die Kommission hat darin 
ihre Überzeugung zum Ausdruck gebracht, daß eine 
energische gemeinschaftliche Aktion zur wesent- 
lichen Verbesserung der Agrarstruktur dringend 
geboten sei, um die Ziele der gemeinsamen Agrar- 
politik hinsichtlich der Einkommen und der Lebens- 
haltung in der Landwirtschaft zu erreichen, den im 
Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik bisher er- 
worbenen Besitzstand zu festigen und das Gleich- 
gewicht der Agrarmärkte herzustellen, und um letzt- 
lich den Landwirten eine klare Vorstellung von 
ihren beruflichen Aussichten zu vermitteln. 

Inzwischen hat die Kommission dem Rat am 29. 
April 1970 fünf Richtlinienvorschläge und einen Ver- 
ordnungsvorschlag für die Durchführung einer 
Agrarstrukturpolitik unterbreitet. 

In den zwei Jahren, die seit der Vorlage des Memo- 
randums verstrichen sind, hat sich die Gesamtsitua- 
tion der Landwirtschaft keineswegs gebessert. 1969 
war der Beitrag der Landwirtschaft zum gesamten 
Bruttoinlandsprodukt mit 5,8 °/o weit niedriger als 
ihr Anteil an der Gesamtbeschäftigung (13,8 %>). 
Mehr noch, in einer von einem starken Wachstum 
des Bruttoinlandsprodukts - sowohl real als auch 
nominal - gekennzeichneten Gesamtwirtschaft, das 
insbesondere seit 1969 in den Mitgliedstaaten in 
einer starken Erhöhung des allgemeinen Preisindex 
ihren Niederschlag fand, droht sich dieser Rückstand 
noch zu vergrößern. Wenn die Agrarstruktur nicht 
entscheidend verbessert wird, werden zahlreiche 
Landwirte mit zunehmenden Einkommens- und 
Finanzierungsschwierigkeiten konfrontiert sein, 
während die Stützungskosten weiter steigen werden. 

2. Aus vielfachen finanziellen, politischen und wirt- 
schaftlichen Gründen kann dieses schwerwiegende 
Problem nicht durch die Marktordnungs- und Agrar- 
preispolitik allein gelöst werden. In finanzieller Hin- 
sicht sind einer Politik, die darin besteht, die Preise 
generell so weit zu erhöhen, bis allen Landwirten 
ein ausreichendes Einkommen gesichert werden 
kann, offensichtliche Grenzen gesetzt. Wie die jüng- 
ste Erfahrung lehrt, wäre ein solche Erhöhung im 
übrigen kaum für alle Mitgliedstaaten annehmbar, 
da diese im Rahmen ihrer Gesamtwirtschaft und je 
nach dem Grad der Spezialisierung und der Wett- 
bewerbsfähigkeit ihrer Landwirtschaft ganz spezi- 
fische und sogar exklusive Preisforderungen haben. 


Ferner erscheinen die Möglichkeiten einer Anhe- 
bung der Agrarpreise angesichts der etwaigen Er- 
weiterung der Gemeinschaft in einem neuen Licht, 
da die meisten Bewerberländer die wesentlich höhe- 
ren Preise der Mitgliedstaaten innerhalb einer be- 
stimmten Zeit einholen müssen. 

Das weitaus schwerwiegendste Problem ist jedoch 
der Umstand, daß es mit keiner Preispolitik möglich 
ist, allen Landwirten gleichartige Vorteile zu ver- 
schaffen. Tatsächlich erfaßt die Preispolitik per defi- 
nitionem linear und ohne Diskriminierungen Betrie- 
be, deren wirtschaftliche Merkmale und mithin die 
Möglichkeit, Preise in Einkommen umzusetzen, 
grundverschieden sind. Die Folge davon ist, daß das 
Gefälle zwischen dem Betriebsergebnis der bereits 
rationell arbeitenden Betriebe und der strukturell 
unzulänglichen Betriebe trotz der tatsächlichen Vor- 
teile, die die Landwirte aus der Preispolitik ziehen, 
noch größer wird. 

Daraus ergibt sich unmittelbar, daß die Gemeinschaft 
das grundlegende Problem des Einkommensgefälles 
innerhalb der Landwirtschaft nicht lösen kann, so- 
lange sie nur über das global wirkende Instrumen- 
tarium der Preispolitik verfügt. Ohne eine Gemein- 
schaftslösung neigen die Mitgliedstaaten, die in 
erster Linie die Probleme ihrer eigenen Landwirt- 
schaft zu bewältigen haben, dazu, auf nationaler 
Ebene Maßnahmen zugunsten derjenigen Betriebe 
zu ergreifen, deren Lage am schwierigsten ist, wo- 
durch die Erfolge der gemeinsamen Agrarpolitik in 
Frage gestellt werden. 

3. Deshalb muß auf Gemeinschaftsebene neben der 
Markt- und Preispolitik unverzüglich eine energische 
Politik durchgeführt werden, die sich diversifiziert 
und selektiv auswirkt und denjenigen Landwirten, 
die zur Zeit mit Schwierigkeiten zu kämpfen haben, 
die Möglichkeit gibt, vollauf an der Verwirklichung 
der Ziele der gemeinsamen Agrarpolitik teilzuhaben. 
Diese Politik muß notwendigerweise auf eine 
wesentliche Verbesserung der strukturellen Ver- 
hältnisse in der Landwirtschaft abzielen. 

Die Notwendigkeit dieser Politik wird im übrigen 
noch deutlicher, wenn man bedenkt, daß die Land- 
wirtschaft der Länder, die der Gemeinschaft unter 
Umständen beitreten werden, erheblich wettbe- 
werbsfähiger ist als die Landwirtschaft der bisheri- 
gen Gemeinschaft. 

4. Die erforderlichen Entscheidungen können nur 
unter Berücksichtigung aller Sachverhalte getroffen 
werden; damit der Rat über alle diese Sachverhalte 
gleichzeitig beraten kann, hält es die Kommission 
für unerläßlich, daß der Rat parallel zur Festsetzung 
der Agrarpreise für das Wirtschaftsjahr 1971/1972 
die politischen Entscheidungen über eine Gesamtheit 
gemeinsamer Maßnahmen zur Strukturverbesserung 
sowie zur Gewährung von Einkommensbeihilfen an 
bestimmte Gruppen von Landwirten trifft. 
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Vorschläge für gemeinsame Maßnahmen sind dem 
Rat am 29. April 1970 bereits in Form von fünf Richt- 
linien und einer Verordnung vorgelegt worden. Die 
Kommission hält an diesen Vorschlägen fest und 
erwartet eine baldige Beschlußfassung. Der Kom- 
mission ist jedoch bewußt, daß der Rat nicht in der 
Lage ist, kurzfristig eine rechtliche Entscheidung 
über diese Vorschläge und gleichzeitig preispoliti- 
sche Entscheidungen zu treffen. 

Deshalb unterbreitet sie dem Rat lediglich eine Ent- 
schließung, die den wesentlichen Teil der in ihren 
Vorschlägen für gemeinsame Maßnahmen vorge- 
sehenen politischen Entscheidungen enthält; ferner 
werden gewisse Änderungen und die preispoliti- 
schen Maßnahmen vorgeschlagen. 

5. Das Hauptziel dieser gemeinsamen Maßnahmen 
besteht darin, den Landwirten die bestmöglichen 
Chancen zu bieten, innerhalb kurzer Zeit eine ren- 
table Betriebsgröße und einen ausreichenden Ratio- 
nalisierungsgrad zu erreichen. Die Landwirte, die 
zur Modernisierung ihres Betriebs entschlossen sind, 
müssen folglich bei der Finanzierung der erforder- 
lichen Investitionen - sowohl in bezug auf die Er- 
zeugung als auch auf die Vermarktung - unterstützt 
werden. Gleichzeitig müssen diese Maßnahmen den 
Personen, die ihre landwirtschaftliche Erwerbstätig- 
keit aufgeben wollen, das Arbeiten in der Landwirt- 
schaft erleichtern und landwirtschaftliche Flächen 
zur Modernisierung anderer Betriebe zur Verfügung 
stellen. Schließlich müssen sie die Möglichkeit bie- 
ten, denjenigen Landwirten zu Hilfe zu kommen, 
deren Einkommen zwar unzureichend ist, die jedoch 
infolge bestimmter Umstände nicht in der Lage sind, 
ihren Betrieb zu modernisieren oder ihre Tätigkeit 
sofort aufzugeben. 

6. Im Laufe der vorangegangenen Konsultationen 
ist die Kommission zu der Auffassung gelangt, daß 
es hierzu unbedingt notwendig ist, ihre Vorschläge 
vom 29. April 1970 zu ändern bzw. zu ergänzen. 

Dabei handelt es sich um 

— die Gewährung eines Einkommensausgleichs für 
die Betriebsleiter, die Modernisierungsmaßnah- 
men durchführen, damit sie über die finanziellen 
Schwierigkeiten zwischen dem Zeitpunkt der not- 
wendigen Investitionen und der Rentabilität 
dieser Investitionen besser hinwegkommen; 

— die Einführung einer individuellen Einkommens- 
zulage für Landwirte mit niedrigem Einkommen 
zwischen 45 und 55 Jahren, die weder ihren Be- 
trieb modernisieren noch einen anderen Arbeits- 
platz finden können, sich jedoch verpflichten, 


ihre Tätigkeit bei Erreichung der vorgeschriebe- 
nen Altersgrenze aufzugeben; 

— die Gewährung von Stipendien für die Kinder 
von Landwirten, die aus der Landwirtschaft aus- 
scheiden wollen. 

Die Kommission plant außerdem eine wesentliche 
Änderung ihrer Vorschläge. Die strukturellen Män- 
gel der Landwirtschaft sind in den einzelnen Gebie- 
ten der Gemeinschaft von sehr unterschiedlichem 
Ausmaß, und die finanziellen Möglichkeiten der 
einzelnen Gebiete sind außerdem oft sehr verschie- 
den. Die finanzielle Belastung, die sich aus einem 
starken Mißverhältnis zwischen diesen beiden Fak- 
toren ergibt, könnte die Durchführung der gemein- 
samen Maßnahmen in einzelnen Gebieten beträcht- 
lich hemmen, wenn nicht sogar verhindern. Dieses 
Problem muß die Gemeinschaft lösen; deshalb 
schlägt die Kommission dem Rat vor, die Höhe des 
finanziellen Beitrags des EAGFL zu den gemein- 
samen Maßnahmen regional zu diversifizieren. 

7. Die gemeinsamen Maßnahmen in der Landwirt- 
schaft müssen nicht nur untereinander, sondern auch 
mit der Gesamtwirtschafts- und Regionalpolitik so- 
wie den sozialpolitischen Maßnahmen koordiniert 
werden; nur dann können die Landwirte, die aus 
der Landwirtschaft ausscheiden möchten, neue Ar- 
beitsplätze unter Bedingungen finden, die den wirt- 
schaftlichen Erfordernissen, insbesondere den Er- 
fordernissen einer ausgewogenen regionalen Ent- 
wicklung, entsprechen. Ihre Berufsumschulung kann 
dabei im Rahmen des erneuerten Sozialfonds er- 
leichtert werden. Wenn die gemeinsame Agrarpoli- 
tik so mit den anderen Politiken abgestimmt wird, 
kann sie wirksam zur ausgewogenen Entwicklung 
der einzelnen Wirtschaftszweige und Regionen bei- 
tragen. 

8. Im Rahmen der Mehrjahresvorausschätzungen 
sind die jährlichen Ausgaben des EAGFL auf rund 
3 Milliarden RE im Jahre 1973 veranschlagt worden. 
Die Kommission ist der Auffassung, daß die gemein- 
same Aktion in den darauffolgenden Jahren sich so- 
wohl auf das Gleichgewicht der Agrarmärkte als 
auch auf die Einkommen der Landwirte auswirken 
wird. Mit einer jährlichen Erhöhung der Mittel des 
EAGFL um höchstens 5°/o dürfte es möglich sein, 
die Maßnahmen für die Marktstützung sowie eine 
angemessene finanzielle Beteiligung an dieser ge- 
meinsamen Aktion zu finanzieren. Die Kommission 
wird dem Rat gegebenenfalls geeignete Maßnahmen 
vorschlagen, um die finanzielle Beteiligung der Ge- 
meinschaft an der gemeinsamen Aktion zu gewähr- 
leisten. 
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